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Entscheidung

Tagesordnungspunkt

Aufhebung der Sperrvermerke der beiden Planerstellen

Beschlussvorschlag:

Antrag

Der Sperrvermerke fiir die vom Hauptausschuss am 19.03.2021 im Stellenplan mit
Sperrvermerk beschlossenen 2,0 Planerstellen bei 6-61 wird aufgehoben.

Die Verwaltung wird beauftragt - vorbehaltlich der Genehmigung des Haushalts durch die

Kommunalaufsicht - die zwei Stellen mdglichst ziligig zu besetzen.

Die Verwaltung wird beauftragt bei einer moglichen Wiedereingliederung von BM 15
Projektgruppe Zanders-Innenstadt zu einem spateren heute noch nicht absehbaren
Zeitpunkt die Aufstellung der Abteilung Stadtplanung erneut zu prufen.




Sachdarstellung / Begrindung:

Begriindung:

Begrindet wird die Aufhebung des Sperrvermerkes im Wesentlichen damit, dass auf Grund
von massiven Engpassen in der Abteilung Stadtplanung einige - flr die geordnete
stadtebauliche Entwicklung zwingende - Aufgaben derzeit nur rudimentar bzw nicht
bearbeitet werden kénnen. Aufgrund dieser Zwangslage hat der Hauptausschuss der Stadt
Bergisch Gladbach in seiner Sitzung am 19.03.2021 zwei zusatzliche unbefristete
Planerstellen (EG12) im Rahmen der Haushaltsplanberatungen fur das Jahr 2021
einzurichten beschlossen. Diese wurden mit einem Sperrvermerk versehen, da sich der Rat
vorbehalten hat, Gber die Aufhebung des Sperrvermerkes zu entscheiden. Diese Vorlage
dient dazu, diese Entscheidung herbeizufiihren.

Hintergrund

Durch die negative Entwicklung der Firma Zanders, die 2021 in die zweite — und nunmehr
wohl endguiltige - Insolvenz fuhrte, hat das Zanders-Gelénde eine herausragende
stadtebauliche Bedeutung bekommen. Diese Herkulesaufgabe wurde zunachst innerhalb der
Abteilung Stadtplanung bearbeitet. Was bereits zu dieser Phase kaum Kapazitat fur andere
Themen lie®. Im Jahr 2018 hat man sich dann entschieden die Projektgruppe Zanders-
Innenstadt einzurichten. Diese Projektgruppe wurde zunachst im Wesentlichen aus
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern (MA) der Abteilung Stadtplanung gebildet: Abordnung des
Sachgebietsleiters 6-611 Stadtebauliche Entwicklung, der in der Phase der Umstrukturierung
dort eingestellten Mitarbeiterin, eines Bauleitplaners (mit reduzierter Stundenzahl) und zu
50% eines Entwerfers. Um das GroRprojekt Konversion des Zanders-Areal adaquat zu
bearbeite, waren diese Besetzungen dort dringend geboten.

Es hatte jedoch auch die Folge, dass statt der in 2018 durch einen
Umstrukturierungsprozess angestrebten damals schon dringend bendétigten Verstarkung der
Abteilung Stadtplanung die Abteilung personell ausgedinnt wurde. Die insgesamt im
Stellenplan (ohne diese zwei zusatzlichen Stellen) bewilligten Vollzeitstellen mit der
Qualifikation Stadtplanerin / Stadtplaner sind im Stundenumfang lediglich zu rund 60%
besetzt (neben der Abordnung greifen zudem Teilzeitregelungen).

Diese Unterbesetzung hat zur Folge, dass die Aufgaben wie z. B. die Rahmenplanung
Gronau deshalb seit nunmehr drei Jahren nicht bzw. auRerst rudimentar bearbeitet werden.

Diese Vakanzen - insbesondere im Themenfeld des personell derzeit nicht besetzten
Sachgebietes 6-611 Stadtebauliche Entwicklung - sollen nunmehr aufgefangen werden. Mit
der Insolvenz der Firma Zanders wird nunmehr dort die Vollkonversion verfolgt. Somit ist
davon auszugehen, dass die Abordnung der MA Uber einen mehrjahrigen Zeitraum
fortbestehen wird. Die fur die Zukunft der Stadt wichtigen Aufgaben des Sachgebietes 6-611
mussen — wie vom Rat der Stadt Bergisch Gladbach eingefordert — jedoch umgehend
bearbeitet werden. Ein weiteres Aufschieben wirde die Stadt nachhaltig schadigen. Fur eine
strategische und geordnete stadtebauliche Entwicklung insbesondere vor dem Hintergrund
des Wohnungsnotstandes und in Bezug auf die ausreichende Versorgung der Bevdlkerung
mit adaquater sozialer Infrastruktur missen die Arbeiten zligig aufgenommen werden.



Aufgaben und Themenfelder fir die zwei Stellen
Eine Reihe von Aufgaben wurden durch die Nicht-Besetzung des Sachgebiets 6-611
ausgesetzt oder trotz entsprechender politischer Beschlisse noch nicht begonnen und
erlauben keinen weiteren Aufschub. Zu nennen sind hier insbesondere:
¢ Rahmenplanung Gronau (gemaf Beschluss SPLA) und ggfls. Weiterqualifizierung flr
mogliche Stadtebaufdrderung
o Fortflihrung der ausgesetzten Rahmenplanung Stadtmitte vor dem Hintergrund des
pandemiebedingten beschleunigten Strukturwandels im Einzelhandel und in
Abhangigkeit von der Entwicklung des Zanders-Areals
o Als pflichtige Aufgabe nach BauGB steht die Aufhebung der Sanierungssatzung
Innenstadt im Jahr 2022 an.

Im Zusammenhang mit der ausgesetzten Rahmenplanung Stadtmitte ebenfalls ausgesetzt,
bzw. nicht im ausreichenden Male begleitet, sind weitere Mallnahmen wie die
Fortschreibung des Leitplans Innenstadt oder die Entwicklungsperspektiven fir die Grine
Ladenstral’e mit Léwencenter und Rhein-Berg-Passage. Weitere Querschnittsthemen, die z.
Z. nicht im genligenden Ausmal begleitet werden, sind die Stadtplanerische Mitwirkung am
Klimaschutzkonzept und an weiteren konzeptionellen Arbeiten im Zusammenhang mit dem
Klimawandel. Ebenfalls nur im ungenigenden Umfang mitgewirkt, wird am
Handlungskonzept Wohnen und dem Verkehrskonzept Schildgen. Zudem diskutiert:
Erarbeitung eines Dichte-Konzeptes fir die Stadt Bergisch Gladbach, Rahmenplanungen fir
Duckterath, das Gleisdreieck und das Bahnhofsumfeld.

Bis auf die Aufhebung der Sanierungssatzung Innenstadt im Jahr 2022 handelt es sich zwar
nicht um pflichtige Aufgabe der Stadtplanung. Um dem Auftrag einer geordneten
stadtebaulichen Entwicklung nach BauGB jedoch gerecht zu werden, sind diese Planungen
und Konzepte unerlasslich und teils nachdrtcklich politisch eingefordert.

Vermeidung von Uberkapazititen bei Wiedereingliederung der bis auf weiteres an BM
15 abgeordneten Mitarbeitenden

Die abgeordneten MA haben ein Ruckkehrrecht an ihre urspriingliche Stelle in der Abteilung
Stadtplanung. Somit muss ein Umgang gefunden werden, der gleichzeitig dem
Ruckkehrrecht der Stelleninhaberinnen und -inhaber gerecht wird, jedoch auch die
Leistungsfahigkeit der Abteilung 6-61 in allen Aufgabenfeldern sicherstellt.

Zunachst ist festzuhalten, dass der Zeitpunkt der Rickkehr aktuell insbesondere vor dem
Hintergrund der Vollkonversion in Folge der Insolvenz nicht abzusehen ist.

Die Ausschreibung von befristeten Stellen scheidet aus. Griinde sind:

¢ Die Abordnung der Projektgruppe Zanders wird aller Voraussicht nach noch
mindestens funf Jahre betragen. Dies wéare mit einer Befristung kaum zu vereinen.

o Es st zurzeit in der Stadtplanung schwierig, qualifiziertes Personal fur unbefristete
Stellen zu finden. Bei einer Befristung ist dies kaum mdglich.

e Es werden erfahrene Krafte bendtigt, die sich zlgig in die Aufgaben einarbeiten
kénnen. Diese bewerben sich jedoch nicht auf befristet Stellen. Nachwuchskrafte



brauchen in aller Regel ein bis zwei Jahre intensive Anleitung, was untern Strich zu
Bindung der Arbeitskraft der erfahreneren Krafte statt Gewinnung zusatzlicher
Arbeitskapazitat flhrt.

¢ Die Fluktuation von befristeten MA ist sehr hoch. Von den MA zu betreuende
Prozesse in der Stadtplanung laufen jedoch Uber einen mehrjahrigen Zeitraum.

Im Weiteren ist festzuhalten, dass die Entwicklung des Zanders-Areals noch circa ein
Jahrzehnt dauern wird. Auch bei einer mdglichen Auflésung der Projektgruppe z. B. aufgrund
einer Ausgliederung in eine externe Struktur, wird das Projekt noch Uber diesen
Gesamtzeitraum intensive stadtplanerischen Betreuung aus der Stadtverwaltung bendétigen.

Das grof3e Aufgabenportfolio auf der einen und die zu erwartende Fluktuation bzw.
zunehmend der Wunsch von MA auf Stundenreduktionen auf der anderen Seite lassen hier
somit keine langerfristigen Uberkapazitaten erwarten.

Zum Zeitpunkt der Wiedereingliederung sollte jedoch Aufbau und Besetzung der Abteilung
Stadtplanung erneut Uberprift und ggfls. an die neuen Rahmenbedingungen angepasst
werden.

Auswirkungen auf den Klimawandel

Da auch die Mitwirkung am Klimaschutzkonzept und an weiteren konzeptionellen Arbeiten im
Zusammenhang mit dem Klimawandel in das Aufgabenportfolio fallen, sollten die
Auswirkungen auf den Klimawandel — trotz der zusatzlich generierten Arbeitswege — sehr
positiv ausfallen.



	Datum
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Anlage
	SMC_BM_VOTEXT5

